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Kinderarbeit, Umweltzer-
störung, Vertreibungen. 
Schweizer Unternehmen 

sorgen immer wieder für 
Schlagzeilen, weil sie im Aus-
land geschäften, wie sie es in 
der Schweiz nie dürften. 

Die sogenannte Konzern-
verantwortungs-Initiative will 
fragwürdigen Geschäftsprak-
tiken von Schweizer Firmen im  
Ausland einen Riegel schie-
ben. Gemäss einer repräsenta-
tiven Befragung des Umfrage-
instituts GFS von Ende August 
würden 75  Prozent der Befrag-
ten die Initiative annehmen. 
Nur 15   Prozent lehnen sie ab. 
Grossen Rückhalt geniesst  
das Anliegen nicht nur im  
links-grünen Lager, sondern  
bis weit in die Mitte. So würden 
73 Prozent der CVP-Wähler  
ein Ja zur Initiative in die Urne 
legen.

Die Zustimmung liegt damit 
seit Monaten aussergewöhn-
lich hoch. Beim Komitee freut 
man sich darüber: «Nach einer 
leichten Abnahme Anfang Jahr,  
zeigen die Umfragewerte nun 
wieder deutlich nach oben.  
Unser Anliegen stösst bei der 
Bevölkerung also auf grössere 
Sympathie denn je», sagt  
Kampagnenkoordinatorin Ra-
hel Ruch. 

Die hohe Zustimmung setzt 
gleichzeitig auch das Parla-
ment unter Druck. Dort ringt 
man seit knapp zwei Jahren  
um einen Gegenvorschlag.  
Zuletzt bekämpften Wirt-
schaftsvertreter einen Entwurf 
mit Haftungsregel. Vor dem 
Hintergrund der hohen Zustim-
mungswerte insbesondere bei 
der CVP-Basis machen sich  
C-Parlamentarier für einen 
glaubwürdigen Gegenentwurf 
stark.  l    CYRILL PINTO

Selbst 
CVPler 
sagen Ja

Zustimmung 
zur Konzern-
verantwortung

«Lauber hat sich selber untragbar gemacht»
Den Bundesanwalt künftig dem 
Bundesrat zu unterstellen, hält  
Jositsch für eine gute Idee: «Dieses 
System funktioniert in den Kanto-
nen erfolgreich.» Derzeit sei die BA 
auch wegen Problemen ihrer Auf-
sichtsbehörde, ein «ungeführtes 
Gremium».

Der Ausserrhoder FDP-Ständerat 
und Jurist Andrea Caroni (39) 
 hingegen warnt: «Der Schaden für 
die Institution Bundesanwaltschaft 
scheint mir nach aktuellem  

Kenntnisstand grösser, 
wenn wir Lauber abwäh-
len», sagt er. Müsse der 
oberste Strafverfolger 
aus nicht eindeutigem An-
lass gehen, so Caroni, sen-
de das ein Signal an die 
Unterwelt: «Jeder Ganove 
sieht dann, dass man einen  
Bundesanwalt mit genügend  
politischem und medialem Druck 
recht einfach stürzen kann.»  l    

 REZA RAFI

Bundesanwalt 
Michael Lauber 

ist sich keiner 
Fehler bewusst.

Kinder-
arbeit in  

einer Mine 
in der  

Demokrati-
schen  

Republik 
Kongo.

renz, dessen Argumente ordent-
lich zerzaust werden. Wer also 
im Internet nach einem bekann-
ten Politiker sucht, könnte auf 
 einer Homepage der CVP lan-
den, ohne dass dies auf den ers-
ten Blick ersichtlich ist. 

Welche Gegner sie virtuell in 
die Mangel nimmt, behält die 
Partei derzeit für sich. Zusätzlich 
zu den Tarnkappen-Seiten hat 
die CVP rund 40 Kurzvideos mit 

bekannten Parteiexponenten 
produziert. Die ersten zirkulie-
ren bereits im Netz und werden 
nun noch vermehrt platziert.

Nebst der Onlinekampagne 
setzt die Mittepartei auf ihre 
 Initiative, mit der sie nichts we-
niger will als das Gesundheits-
wesen retten. Die Vorlage für 
eine Kostenbremse im Gesund-
heitswesen beackert ein Thema, 
das im Sorgenbarometer der 

Schweizer chronisch weit oben 
zu finden ist. Die Unterschriften-
sammlung ist auf gutem Weg: 
«Am 21. September ist nochmals 
ein nationaler Sammeltag ange-
setzt», sagt Generalsekretärin 
Luzio. «Danach werden wir wohl 
verkünden können, dass wir die 
nötigen 100 000 Unterschriften 
für die Initiative für eine Kosten-
bremse im Gesundheitswesen 
fast beisammenhaben.»  l   

So will d ie CVP  
ihr De bakel        
 abwe nden

Guerillataktik  im Internet

CVP-Kampagne mit 
Parteichef Gerhard 

Pfister und den  
Parlamentariern  

Andrea Gmür, Alois 
Gmür, Elisabeth 

Schneider-Schneiter, 
Ida Glanzmann und 

Martin Candinas (im 
Uhrzeigersinn).  


